
Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Mag. Gerald Loacker, Kollegin und Kollegen 

zum Bericht des Ausschusses für Arbeit und Soziales über die Regierungsvor­
lage (1178 d.B.): Bundesgesetz, mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz geän­
dert wird, die Verpflichtung zu Bildung oder Ausbildung für Jugendliche gere­
gelt wird (Ausbildungspflichtgesetz) sowie das Arbeitsmarktservicegesetz, das 
Behinderteneinstellungsgesetz und das Arbeitsmarktpolitik­
Finanzierungsgesetz geändert werden (Jugendausbildungsgesetz) (1219 d.B.) ­
TOP 2 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung beschließen: 

Der dem Bericht des Ausschusses für Arbeit und Soziales über die Regie­
rungsvorlage (1178 d.B.): Bundesgesetz, mit dem das Bundes­
Verfassungsgesetz geändert wird, die Verpflichtung zu Bildung oder Ausbil­
dung für Jugendliche geregelt wird (Ausbildungspflichtgesetz) sowie das Ar­
beitsmarktservicegesetz, das Behinderteneinstellungsgesetz und das Arbeits­
marktpolitik-Finanzierungsgesetz geändert werden (Jugendausbildungsgesetz) 
(1219 d.B.), angeschlossene Gesetzesentwurf, wird wie folgt geändert: 

In Artikel 2 wird in § 14 Abs 2 nach dem dritten Satz folgender Satz eingefügt: 

"Der Perspektiven- und Betreuungsplan hat ein konkretes, erreichbares und messba­
res Ausbildungsziel zu umfassen." 

Begründung 

Laut § 14 Abs 2 des vorliegenden Entwurfs zum Ausbildungspflichtgesetz ist die Er­
stellung eines Perspektiven- und Betreuungsplanes für bestimmte Jugendliche vor­
gesehen. Die vorgeschlagene Formulierung legt nahe, dass es grundsätzlich nicht 
darum geht, dass bestimmte (Aus-)Bildungsziele im' Rahmen der Ausbildungspflicht 
erreicht werden sollen, sondern lediglich darum, beliebige Maßnahmen zu setzen, 
mit denen die Ausbildungspflicht erfüllt wird. Die nun vorgeschlagene Ergänzung soll 
sicherstellen, dass auch konkrete, für das Individuum erreichbare und auch messba­
re bzw. nachweisbare Ausbildungsziele erreicht werden. Ohne diese Ergänzung 
bleibt es unbedeutend, ob Jugendliche auch tatsächlich eine zielführende Ausbildung 
mit entsprechenden Zielen erhält, sonders es lediglich darum geht, diese Jugendli­
chen aus der NEET-Statistik zu entfernen und damit zwar quantitativ etwas zu errei­
chen, was allerdings qualitativ keine Auswirkungen auf die mittel- und langfristige 
Lebensrealität dieser Jugendlichen haben wird. 
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